
422 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen desNationalratesXV.GP 

Bericht und Antrag 

des Justizausschusses 

betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, dauer des Trägerm<l!tJeri,als Bedacht zu neh~en 
mit· dem das Urheberrechtsgesetz geändert ist. Er hat die Itegierun:gsvorlage ferner. ~i:m 

wird übrig.en in Übereinstimmung mit der Rechts­

. Der Justiza'usschuß h3Jt im Zuge seiner Brer.a­
tungen über das Urheberrecht arn 26. Juni 1980. 
auf Grul1!d emes gemeinsameIl Antrages der Ab­
geordneten B I ·e c. h a UIlId Dr. Hau seI' eitn­
stimmig beschlossen, dem -Nationa:lrat ·gemäß 
§ 27 Abs. 1 des Geschäfosordnungsgesetzes den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Ur­
heberrechtsg,esetz geändert wiI1d, zur Beschl,uß­
faJssunlg vorZIulegen. 

Iölige in der BundesrepubLik Deut§~hi1alJidJ dahin 
abg,eändert, ,daß dem' Rundfunkrimternehm:er 
hinsichtlich seines Letstungsschuizrechtes.an .. der 
Sendung keine angemess'eFle Vergütung für ,die 
sogenannte pruV'aue TonbandÜibers.pidung .zu~ 
steht; hiiedurch .wird die Quote· derübrlgen 
Rechteinhaiber an der Ges<l!mtsumme vergr:ößert. 
Der thterreich.~scheRundfJUnk;der auf Gnmd 
der derzeitigen Rechtslage der einzige Rund~ 
funkuntern~hmer im Sin)1ledes §. 76,a UrhG <i1St, 
der Programme selbst produzi,ert, behält jedoch 

Zu einzelnen Bestimmungen dieses GelSetzent- das Recht auf eine BeteiL~gung, soweit er einen 
wurfes ist f.dLgendes zu beme!1ken: Anspruch aus § 42 Acbs. 5qis 7 und in Verbin­

Zum Art. I: dung damit aus § 69 Abs:3;§ 74 Albs. 7 und 
§ 76 Abs. 4 Ur hG hat, insbesondere also als 

Zu Z 2: Fitm- und Lich~biLdhers1)el1er. Der Ausschuß war 
Der Ausschuß hat es für zweckmäßig ·er.achtet, schließIich der Meinung, daß es nicht notwendig 

die technischen Einrichnungen, die urheberrecht- ist, von Gesetz'es weg,en in die Pl'ivatauwnomie 
lich als bloße Empfangsanlagen zu betrachten soweit einZJugreif.en, daß rue Ansprüche auf an­
sind, von jenen technischen Einrichlmng'ejll abzu- gemessene Vergütull;g im Zusammenhang mit 
grenzen, die bei bestimmungs gemäßer Verwen- der privaten TonbandÜiheI'spieiung nur von 
dung eine den Rechteinhabern vorbehaltene _ einer einzigen V,erwertungsgeseHschaf.t gehend 
Dl'ahtfunksendung begründen. Er ist dahei vom g.emacht werden können, zumal anzunehmen 
geltenden FernrneIderecht ausgegangen und hat ist, daß di,e an:sp1"Uchsberecht~gten Kreise sich 
jene Antennenanlagen, die nach .§ 2 Abs. 4 der auf eine einzi,ge Inkass()st~lle .einigen werden., 

sogenannten R~~dfunkver?rdnung ohne. eine Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß die 
g,eson!dert~. Bewlllhgung ernchtet und betneh:cn Vergütung derzeit für alle Rechteinhaber zusam-. 
werdIen konnen, als bloße Empfan,gsanlag·en 1m men jährlich 10 Mill. S nicht übersteigen soll. 
urheberrechlllichen Sinn qualiefiZiiert, darüber hin-
aus aber auch andere Gemeinschahsantennenan-
lagen, wenn die Zahl der angeschlo~senen Teil-
nehmer ohne Rücksicht auf die im § 2 Abs. .4 
der sog-enanntJen Rundfunkver.ordnung .g,enann­
lJen Kl"utel'ien 500 nicht übersteigt. 

Zu Z 5: 

Der Ausschuß hat die R~gierungsvorlag,e da­
hin ergänzt, daß bei der Bemessung des ange­
messenen En1)geiltes insbesondere auf die Spiel-

ZuZ6: 

Der neu in das Urheberrechtsgesetz eingeführte 
Begriff des Programmes ist durch § 3 Rundfunk­
gesetz 1974 ausreichend konkretisiert; er ist im 
Sinne dieser Gesetzesstelle zu verstehen. 

Wie schon in 'der Regierungsvorlage dargelegt 
worden ist, muß der hundertprozentige Rechts­
erwerb durch den Kabelunternehmer rechtlich 
sichergestellt werden; dieser Gesichtspunkt ist 

422 der Beilagen XV. GP - Bericht und Antrag NR (gescanntes Original) 1 von 7

www.parlament.gv.at



2 422 der Beilagen 

nachdrücklich zu. unterstreichen. Er trifft - wie 
in· der Regierungsvorlage ebenfalls dargelegt wor­
den ist - nur für das gleichzeitige, vollständige 
und unveränderte Weitersenden zu. Daraus kön­
nen für die Zukunft keine Beispielsfolgerungen 
abgeleitet werden. 

Zum Art. III: 

Mit den im Art. I Z 5 und 6 vorgesehenen 
Ansprüchen auf angemessene Vergütung wird 
ein - auch international gesehen - völlig neuer 
Weg gewählt, die urheberrechtlichen Fragen des 
Kabelfernsehens und der überspielung zum eige­
nen Gebrauch zu lösen. Der Justizausschuß ver­
kennt nicht, daß durch die gefundenen Lösungen 
die mit der Vollziehung dieser Regelungen Be­
faßten vor allem bei der Bemessung der Höhe 
der angemessenen Vergütungen mit großer Sach­
kenntnis werden vorgehen müssen, weil bei der 
Geltendmachung der Ansprüche auf angemessene 
Vergütung durch eine Verwertungsgesellschaft 
auch auf diejenigen Ansprüche auf angemessene 
Vergütung Rücksicht genommen werden muß, 
die von anderen Verwertungsgesellschaften noch 

. geltend gemacht werden könnten. Hiefür scheint 
dem Justizausschuß ein Verfahren vor einer Ver­
waltungsbehörde am besten geeignet. Diese kann 
als Behörde im Sinn der Art. 20 Abs. 2 und 133 
Z 4 B-VG der zu berücksichtigenden vielschich­
tigen .Interessenlage am besten gerecht werden. 
Die Behörde soll - und zwar mit Beschränkung 
auf die erwähnten Ansprüche - an die Stelle der 

Lona Murowatz 

Berichterstatter 

Schiedskommision nach den §§ 14 ff. Verwer­
tungsgesellschaftengesetz treten und statt nieht 
zustande gekommenen Gesamtverträgen Satzun­
gen erlassen können. Solche Satzungen sind als 
Verordnungen anzusehen. 

Zum Artikel IV: 

Der Ausschuß war der Meinung, daß die Be­
stimmungen über die private Tonbandüberspie­
lung nicht schon mit dem Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft treten sollen, sondern daß 
eine entsprechende :übergangsfrist eingeräumt 
werden soll. 

An der Debatte· beteiligten sich die Abgeord­
neten B lee h a, Dkfm. DDr. K ö n i g, Dr. Erich 
S c h m i d t, Dr. Hau s e r, S t ein bau e rund 
Dkfm. Bau e r sowie der Bundesminister für 
Justiz Dr. B rod a. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
in der diesem Bericht beigedruckten Fassung teils 
einstimmig, teils mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Zum Berichterstatter für das Haus wählte der 
Justizausschuß die Abgeordnete Lona Mur 0-

w atz. 
. Der Justizausschuß stellt somit den An t rag, 
der Nationalrat wolle dem an g e s chI 0 s- '/. 
sen enG e set zen t w u r f die verfassungs­
~äßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1980 06 26 

Blecha 

Obmann-Stellvertreter 

\ 
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I 

-j. 

mit 
Bundesgesetz vom XXXXX:x!XXXX, 

dem das Urheberrechtsgesetz geändert 
wird ,I 

(Urheberrechtsgesetznovelle 1980 -
UrhGNov. 1980) I 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ARTIKEL I 

Änderungen des U rheberrechtsgese1tzes 

Das Urheberrechtsgesetz, BGBl. Nt., i 11/1936, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.INr. 206/ 
1949, BGBl. Nr. 106/1953, BGBl. Nr. 1175/1963 
und BGBl. Nr. 492/1972 sowie der Kundma­
chung BGBl. Nr. 142/1973, wird 'wie folgt ge-
ändert: j 

1. Der Abs. 2 des § 17 hat zu lauten: I 

,,(2) Einer Rundfunksendung steht es gleich, 
wenn ein Werk von einer im In- oder I im Aus­
land gelegenen Stelle aus der öffentlishkeit im 
Inland, ähnlich wie durch Rundfunk, laber mit 
Hilfe von Leitungen wahrnehmbar j gemacht 
wird." i 

! 

2. Dem § 17 wird folgender Abs.' 3 angefügt: 

,,(3) Die übermittlung von Rundfudksendun-
gen I 

I 

1. durch eine Rundfunkvermittlungsa*lage und 

2. durch eine Gemeinschaftsantennena~lage, 
a) wenn sich die Standorte aller ~mpfangs­

anlagen nur auf zusammenhängenden 
Grundstücken befinden, kein ITeil der 
Anlage einen öffentlichen Weg benützt 
oder kreuzt und die Antertne vom 
Standort der am nächsten [iegenden 
Empfangsanlage nicht mehr ~ls 500 m 
entfernt ist oder I 

b) wenn an die Anlage nicht mehr als 
500 Teilnehmer angeschlossen siJd, 

gilt nicht als neue Rundfunksendung. Irh übrigen 
gilt die gleichzeitige, vollständige una unver­
änderte übermittlung von Rundfunks~ndungen 
des österreichischen Rundfunks mit *ilfe von 
Leitungen im Inland als Teil der ursprünglichen 
Rundfunksendung. " 

3. Der Abs. 1 des§ 42 hat zu lauten: 

,,(1) Jedermann darf v~n einem Werk einzelne 
Vervielfältigungsstücke zum eigenen Gebrauch 
herstellen. " 

4. Der zweite Satz des Abs. 3 des § 42 hat zu 
lauten: ' 

"Eine solche Vervielfältigung eines Werkes 
der bildenden Künste oder der Filmkunst darf 
jedoch nur unenq;eltlich vorgenommen werden." 

5. Dem § 42 werden folgende Absätze ange­
fügt: 

,,(5) Ist von einem Werk, das durch Rund­
funk gesendet oder auf einem zu ,Handelszwecken 
hergestellten Bild- oder Schallträger festgehalten 
worden ist, seiner Art nach zu erwarten, daß ,es 
durch Festhalten auf einem Bild- oder Schall­
träger zum eigenen Gebrauch vervielfältigt wird, 
so hat der Urheber, wenn unbespielte Bild- oder 
Schall träger, die für solche V crvielfältigungen 
geeignet sind, oder andere Bild~oder Schallträ­
ger, die hiefür bestimmt sind, (Trägermaterial) 
im Inland gewerbsmäßig entgeltlich in den Ver­
kehr kommen, Anspruch auf eine angemessene 
Vergütung, es sei denn, daß das Trägermaterial 
nicht im Inland oder nicht für solche Verviel­
fältigungen zum eigenen Gebrauch benutzt 
wird; Glaubhaftmachung genügt. Bei der Bemes­
sung der Vergütung ist insbesondere auf die 
Spieldauer Bedacht zu nehmen. Die Vergütung 
hat derjenige zu leisteri, der das Trägermaterial 
im Inland als erster gewerbsmäßig entgeltlich in 
den -Verkehr bringt. 

(6) Ansprüche nach dem Abs. 5 können nur 
von Verwertungsgesellschaften geltend gemacht 
werden. 

(7) Wer Trägermaterial zu einem Preis gekauft 
hat, der die angemessene Vergüturig einschließt, 
es jedoch für eine Vervielfältigung zum nichteige­
nen Gebrauch, benutzt, kann von der Verwer~ 
tungsgesellschaft die Zurückzahlung der ange­
messenen Vergütung fordern, es sei denn, daß 
der nichteigene Gebrauch eine freie Werknutzung 
ist; Glaubhaftmachung genügt." 
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4 422 der Beilagen 

6. Nach dem § 59 wird folgende Bestimmung I 
eingefügt: 

,,§ 59 a. (1) Ausländische Rundfunksendungen 
von Werken dürfen zur gleichzeitigen, vollstän­
digen und unveränderten Weitersendung mit 
Hilf~ von Leitungen· benutzt\Verden; jedoch ge­
bührt - dem Urheber hiefür eine angemessene 
Vergütung. Solche Ansprüche können nur von 
Verwertungsgesellschaften geltend' gemad1t wer­
den. 

(2) Bei der Bemessung der Vergütung ist ins­
besondere Bedacht zu nehmen 

a) auf die wirtschaftliche Bedeutung, die die 
Weitersendung für den Urheber hat; 

b). auf den. wirtschaftlichen Nutzen, den sie 
für den,W~itersendenden erbringt, dies 
auch unter Berücksichtigung der Zahl der 
in einem Haushalt typischerweise durch 
Leitungen gleichzeitig empfangbaren Rund­
funksendungen, und 

c) .auf den Betrag, den Urheber für eine ver­
' .. gleichbat:e Verwertung in dem Staat erhal­

ten, in dem die ursprüngliche Rundfunk­
. sendung ausgestrahlt wird." 

7. DerAbs.2 des § 67 hat zu lauten: 

,,(2) Die §'§ 11, 12, 13, 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1· 
und3, §§ 23, 24, 25 Abs. 1, '2, 3 und 5, §§ 26, 
27,28 Abs.J;§§ 29, 31, 32, 3.3 Abs. 2 und § 59 a 
gelten entsprechend; an die Stelle det im § 31 
Abs. 2 geriahiltenFrist von fünf Jahren tritt 
jedoch eine s,okhe Votieinem Jahr." 

8 .. Dem Ab~.3des §69 wird angefügt: 

··"Der:§"42Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend." 

9. Der Abs. 7 des'§ 74 hat zu lauten: 
. ., 

,,(7) Die-§§ 5, .7, 8,.9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§15, Abs. 1, §§ 16, 17, 18 Abs. 3, § 23 Abs.2 
und 4>'§§ 24, 25 Abs~2 bis 6, §§ 26, 27 Abs. 1, 
3, 4 und 5, § 3.1 Abs. 1, § 32 Abs. 1, § 33 Abs. 2, 
§§36;}7, 41, 542 3 und 4,§§ 56 und 59 asowie 
die für Werke der bildenden Künste geltenden 
Bestimmungen des§A2 Abs.·l bis 3 und 5 bis.7 
gelten für Lichtbilder entspr'echend." 

10. Dem Abs. 4 d~s §76 wird angefügt: 

"Der§ 42 Abs. 5bisJ gilt entspreche~d." 

. l1.Der Ab.s. 6 des § 76 hat zu lauten: 

,,(6).Die §§ 5, 7,8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§15Absd, ~§ 16 Abs. tund 3, § 23 Abs. 2 und 4, 
§§ 24,<25 Abs. 2, 3>und 5;. §§ 26, 27 Abs. 1, 3, 
4 und 5,.§ 3JAbs.l,§32 Abs. 1, § 33 Abs. 2, 
§§ 41, 56,72Abs. 3 und. § 74 Abs. 2 biS'5 gelten 
entsprechend-; im Fall der Abs. 2 und 4 gilt fer~ 
ner § 59 a entsprechend." 

12. Der Abs. 5 des §76 a hat zu lauten: 

,,(5) Die §i§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2, 
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 18 Abs. 2, 
§ 23 Abs. 2 und 4, §§ 24, 25 Abs. 2, 3 und 5, 
§§ 26, 27 Abs.' 1,'3, 4 und 5, § 31 Abs~ 1, § 32 
Abs. 1, § 33 Abs. 2,§§ 41, 56; 59a, 72 Abs. 3 
und § 74 Abs. 2 bis 5 gelten entsprechend.'" 

ARTIKEL 11 

Anwendung des V erwertungs gesellschaften ge set­
zes 

(1) Für Unternehmen, die darauf gerichtet 
sind, Ansprüche 

1. aus § 42 Abs. 5 bis 7 und in Verbindung 
damit aus § 69 Abs. 3, § 74 Abs. 7 und § 76 
Abs. 4 Urheberrechtsgesetz . in der Fassung 
dieses Bundesgesetzes oder 

2. aus § 59 a und in Verbindung damit aus 
§ 67 Abs. 2, § 74 Abs. 7, § 76 Abs.6 und 
§ 76 a Abs. 5 Urheberrechtsgesetz in der 
Fassung dieses Bundesgesetzes 

geltend zu machen, sind bezüglich ihres gesam­
ten Tätigkeitsbereiches, soweit für sie das Ver­
wertungsgesellschaftengesetz, BGBI. Nr. 112/ 
1936, nicht schon bisher anzuwenden war, das 
Verwertungsgesellschaftengesetz und die auf der 
Stufe eines Bundesgesetzes stehende Verordnung 
BGBI. Nr. 188/1936 nach Maßgabe der Abs. 2 
bis 6 und des Artikels III entsprechend anzu­
wenden. Soweit für sie das Verwertungsgesell­
schaftengesetz schon bisher gegolten hat, gilt es 
nur für den im vorstehenden Satz umschriebenen 
Tätigkeitsbereich dieser Unternehmen nach Maß­
gabe der Abs. 2 bis 6 und des Artikels III ent­
sprechend; im übrigen bleibt es unberührt. 

(2) Über die Abgeltung der in Abs. 1 ge­
nannten Ansprüche können Gesamtverträge ab­
geschlossen und Satzungen erlassen werden. 
Die für Veranstalterorganisationen gelten­
den Bestimmungen' des Verwertungsgesellschaf­
tengesetzes gelten für Organisationen der 2ah­
lungspflichtigen entsprechend. 

(3) Bewerben sich zwei oder mehr Antrag­
steIler. um die gleiche Genehmigung zum Betrieb 
einer Verwertungsgesellschaft (Abs. 1), so ist sie 
demjenigen zu erteilen, der nach den Ergebnis­
sen des Ermittlungsverfahrens die größere Ge­
währ für eine ordentliche und umfassende Erfül­
lung der Aufgaben bietet; bieten sie alle gleich 
große Gewähr, so ist sie dem Antragsteller zu 
erteilen, der glaubhaft macht, daß den Ansprü­
chen, mit deren Wahrnehmung er betraut wor­
den ist, die größere wirtschaftliche Bedeutung 
zukommen wird; ist auch die wirtschaftliche Be­
deutung gleich groß, so entsmeidet das Zuvor­
kommen. 
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(4) Die Genehmigung zum Betrieb iner Ver- § 3. (1) Der Bundesminister für Justiz hat 
wertungsgesellschaft (Abs. 1) zur Wah~nehmung Verordnungen der Schiedsstelle nach § 1 Ab;'. 3 
von Ansprüchen von RundfunkuntJrnehmern und § 2 unverziiglich im "Amtsblatt zur Wiener 
aus§ 76 a Urheberrechtsgesetz in de1r Fassung Zeitung" kundzumachen. 
dieses Bundesgesetzes in Ve. rbin.dung nhit seinem h 

I (2) Die Verordnungen treten vorbe altlich, 
§ 59 a umfaßt auch die Befugnis, .Ans"'rüche aus de· s Abs. 3 ' ~ mit dem auf die Kundmachung im 
§ 67 Abs. 2, § 74 Abs. 7 und§ 76 1\'bs. 6 Ur- "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" folgenden Tag 
heberrechtsgesetz in der Fassung diese's Bundes- in Kraft. 
gesetzes, letztere drei Bestimmungen Ijeweils in 
Verbindung mit seinem § 59 a, gelted,d zu ma- (3) Die Schiedsstelle kann bestimmen, daß 
chen, soweit Berechtigter ein Rundfunkunter- eine Satzung mit dem Tag des Einlangens qes 
nehmer ist. Antrags auf ihre Erlassung bei der Schiedsstdle 

(5) Verwertungsgesellschaften (Abs. 1) müs­
sen die zu ihrem Tätigkeitsbereich gehörenden 
Ansprüche auf Verlangen der Berechtigten zu an­
gemessenen Bedingungen wahrnehm~n, wenn 
diese österreichische Staatsbürger sind Jder ihren 
ordentlichen Wohnsitz im Inland halden, es sei 
denn, daß die Einnahmen des betreff~nden Be­
zugsberechtigten den auf ihn entfalleAden Ver­
waltungsaufwand nicht decken. 

(6) Verwertungsgesellschaften (Abs. 1) haben 
für die Bezugsberechtigten, sofern sie physische 
Personen sind, und deren Angehörige soziale 
Einrichtungen zu schaffen. Verwertungsgesellschaf­
ten, die angemessene Vergütungen n'ach § 42 
Abs. 5 bis 7 und in Verbindung dami~ aus § 69 
Abs. 3, § 74 Abs. 7 und § 76 Abs. 41 Urheber­
rechtsgesetz in der Fassung dieses Bundesgesetzes 
an die genannten Bezugsberechtigten 1 verteilen, 
haben hiebei den überwiegenden Teil dieser Ver­
gütungen den sozialen Einrichtungen I zuzufüh-
ren. 

ARTIKEL III 

Schiedsstelle 

§ 1. (1) Beim Bundesministerium für Justiz 
wird eine Schiedsstelle eingerichtet. I 

(2) Die Schiedsstelle entscheidet über Strei­
tigkeiten über die in Artikel 11 Abs. 1 Igenannten 
Ansprüche. I 

(3) (Verfassungsbestimmung) Die S"hiedsstelle 
hat auf Antrag der Verwertungsgesellsthaft oder 
der Organisation der Zahlungspflich~igen eine 
Satzung über die Abgeltung der in krtikel 11 
Abs. 1 genannten Ansprüche zu erlas~en. Diese 
hat die Wirkung, die einem Gesamtvbrtrag zu-
kommt.' I 

§ 2. (Verfassungsbestimmung) Die Sriedsstelle 
hat eine Satzung nach § 1 Abs. 3 aufzuheben, 
wenn die Verwertungsgesellschaft und die Or­
ganisation der Zahlungspflichtigen liber den 
durch die Satzung· geregelten Gegenst1and einen 
Gesamtvertrag'abgeschlossen haben, dbr in dem 
in § 3 Abs. 2 genannten Zeitpunkt in Kraft 
treten soll. 

in Kraft tritt, es sei denn, es ist über den Gegen­
stand, der durch die Satzung geregelt werden 
soll, ein Gesamtvertrag in Kraft. 

§ 4. (1) Die Schiedsstellebesteht aus ne:un Mit­
gliedern. Für jedes Mitglied sind zwei Ersatz­
mitglieder zu ernennen. Eines der Mitglieder 
und zwei der Ersatzmitglieder müssen dem Rich-
terstand angehören. ' 

(2) (Verfassungsbestimmung) Alle Mitgliede!' 
der Schiedsstelle sind in Ausübung ihres Amtes 
unabhängig und an keine Weisungen und Auf­
träge gebunden. 

§ 5. (1) Die Mitglieder der Schiedsstelle bestellt 
der Bundespräsident auf Vorschlag der Bundes­
regierung für die Da~er von fünf Jahren. 

(2) Die Vorbereitung des Vorschlags der Bun­
desregierung für die Bestellung der Mitglieder 
der Schiedsstelle obliegt dem Bundesminister für 
Justiz. 

(3) Die Bundesregierung hat für ein Mitglied 
und für zwei Ersatzmitglieder einen überein­
stimmenden Besetzungsvorschlag von den Ver­
wertungsgesellschaften einzuholen. 

(4 Y Die Bundesregierung hat für ein Mitglied 
und für zwei Ersatzmitglieder einen überein~ 
stimmenden Besetzungsvorschlag von den' Orga­
nisationen der Zahlungspflichtigen, denen 'der 
Bundesminister für Unterricht und Kunst die 
Gesamtvertragsfähigkeit zuerkannt hat, einzu­
holen. 

(5) Die Bundesregierung hat für ein Mitglied 
und für zwei Ersatzmitglieder einen Besetzungs­
vorschlag von· repräsentativen Vereinigungen 
aus dem Bereich der Kunst einzuholen. 

(6) Erstatten die nach den Abs. 3 bis 5 Vor­
schlagsberechtigten keine oder keine überein­
stimmenden Vorschläge, so geht das Vorschlags­
recht auf den Bundesminister für Justiz über. 

(7) Für zwei Mitglied~r und für vier Ersatz­
mitglieder hat die Bundesregierung einen .Be­
setzungsvorschlag der Bundeskammer der ge­
werbJichen Wirtschaft einzuholen. 

(8) Für zwei Mitglieder und für vier Ersatz­
mitglieder hat die Bundesregierung einen Beset­
zungsvorschlag des Österreichischen Arbeiter­
kammertages einzuholen. 
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(9) Hinsichtlich des Vorsitzenden und zweier 
Ersatzmitglieder hat die Bundesregierung Beamte 
des Bundesministeriums für Justiz vorzuschlagen. 
Hinsichtlich eines weiteren Mitglieds und zweier 
Ersatzmitglieder hat die Bundesregierung dem 
Richterstand angehörende Personen vorzuschl~­
gen,:' 

(10) Zu Mitgliedern dürfen nur Personen. be­
stellt werden, die zum Nationalrat wählbar sind. 

§ 6. (1) Das Amt eines Mitglieds der Schieds­
steIle erlischt vorzeitig mit dem Tod, wenn das 
Mitglied auf sein Amt verzichtet, sonst mit dem 
31. Dezember des Jahres, in dem das Mitglied 
das 65. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) D;:ts Amt erlischt ferner, wenn eine in § 5 
Abs. 9 und 10 genannte Voraussetzung für die 
Bestellung wegfällt. 

(3) Weiter erlischt das Amt, wenn ein Mit­
glied der Schiedsstelle drei aufeinanderfolgenden 
Einladungen zu einer Sitzung ohne genügende 
Entschuldigung keine Folge geleistet hat. 

(4) Die Schiedsstelle hat das Erlöschen des 
Amtes eines Mitglieds, im Fall der Abs. 2 und 3 
nach dessen Anhörung, festzustellen. 

(5) Scheidet ein Mitglied der SchiedssteIle aus, 
so ist an seiner Stelle unter Bedachtnahme auf 
§ 5 ein neues Mitglied zu ernennen. 

§ 7. Der Bundesminister für Justiz hat der 
Schiedsstelle das nötige Personal zur Verfügung 
zu stellen. 

§ 8.(1) Die Mitglieder und Schriftführer der 
Schiedsstelle haben Anspruch auf ein Sitzungs­
geld, das von der Bundesregierung auf Vor­
schlag des BundesminiSters für Justiz durch Ver­
ordnung unter Bedachtnahme auf die Bedeutung 
und den Umfang der von der Schiedsstelle zu 
besorgenden Aufgaben festzusetzen ist. 

(2) Für die Inanspruchnahme der Schiedsstelle 
ist eine Gebühr zu entrichten, . deren Höhe durch 
eine vom Bundesminister für Justiz zu erlassende 
Verordnung festzulegen ist. Die Gebühren sind 
so festzulegen, daß der durch die Inanspruch­
nahme der Schiedsstelle und des für sie zur Ver­
fügung gestellten Personals verursachte Aufwand 
im Durchschnitt gedeckt wird. 

(3) Die Schiedsstelle hat mit Rücksicht auf 
den Umfang ihrer bezüglich eines Antrags entfal­
teten Tätigkeit und den dadurch verursachten 
Aufwand die Gebühr nach Abs. 2 zu bestimmen 
und dem Antragsteller oder dessen Gegner oder 
bei den von ihnen nach bilI~gem Ermessen die 
Bezahlung dieser Gebühr aufzuerlegen. 

§ 9. (1) Die Schiedsstelle v'erhandelt und ent­
scheidet unter der Leitung ihres Vorsitzenden. 
Dieser hat auch die übrigen Mitglieder zu den 
Sitzungen ,einzuberufen. 

(2) Die Schiedsstelle entscheidet mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. Stimmenthailtung ist unzulässig. 

, .:, :: ,~ ,. ", ,. 

(3) Der Vor.sitzend~ der Schiedsstelle hat Vler­
ordnungeJ;lnach§ 1 Abs. 3. u,nd .§ 2 sowie eine 
Feststellung nach ,§ 6 Abs. 4 unverzüglich dem 
Bundesminister für Justiz mitzuteilen. 

§ 10. (1) Ist der Vorsitzende oder ein ande­
res Mitglied der Sch~edsstelle verhindert, so tritt 
das für den Vorsitzenden beziehungsweise für 
das Mitgliled bestellte Ersatzmitglied, im Fall des­
sen Verhinderung das zweite ErsatzmitgIied an 
dessen Stelle. 

(2) Ist ein Mitglied der SchiedssteUe verhindert, 
so hat es dies unverzüglich dem Vorsitzenden 
oder dem diesen vertretenden Ersatzmitglied 
mitzuteilen. 

(3) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben jeden 
Wohnungswechsel unverzüglich dem Vorsitzen­
den mitzuteilen. 

§ 11. (1) Die Entscheidungen der Schieds­
stelle unter:liegen nicht der Aufhebung oder Ab­
änderung im Verwaltungs weg. Gegen Bescheide 
der Schiedsstelle ist di,e Beschwerde an den Ver­
waltungsgerichtshof zulässig. 

(2) Auf das Verfahren der Schiedsstelle findet 
das Allgemeine Verwaltungsv;erfahrensgesetz 
1950 mit Ausnahme der §§ 74 bis 79 Anwen­
dung. 

(3) Die Schi,edsstelle hat binnen drei Mona­
ten, gerechnet vom Zeitpunkt des Einlangens des 
Antrags, zu entscheiden. 

ARTIKEL IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

~ (1) Ein Unternehmen der in Artikel II Abs. 1 
umschriebenen Art, das die Erteilung der nach 
§1 Abs. 1 Verwertungsgesellschaftengesetz ,er­
forderlichen GeI1Jehmigung bis 1. Dezember 1980 
beantragt, darf die von ihm bei Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes ausgeübte Tätigkeit bis zur 
Entscheidung über diesen Antrag auch ohne Ge­
l1Jehmigung weiter ausüben. 

(2) Die Betriebsgenehmigungen der "Gesell­
schaft der Autonen, Komponisten und Musikver­
leger fA.K.M.), registrierte Genossenschaft mit 
beschränkter Haftung" und der "Staatlich ge­
nehmigten literarischen Verwertungsgesellschaft 
(L.V.G.), registrierte Genossenschaft mit be­
schränkter Haftung" umfassen auch die Geltend­
machung von Ansprüchen' nach Artikel II Abs. 1 
Z 2, soweit sie den Rechten ,entspreclren, die bis­
her auf Grund ihrer Betriebsgenehmigung wahr-
genommen worden sind. ' 
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(3) Dieses Bundesgesetz tritt· vorbeh~ltlich des (5) Mit der Vollziehung di!eses Bundesgesetzes 
Abs .. 3 mit Ablauf des Tages der KuniLmachung sind betraut: 
in Kraft. I 

(4) Die Z 5, 8 und 10 des Art. I sdwie seine 
~ 9, .so~~it si~ dies~ a~~ J 42;·.A?~: .?,[bis 7'be­
zleht, treten furSchallttager am '1. Janner 1981, 

I 
für Mittel, die zur gleichzeitigen wiederholbaren 
Wiedergabe für Gesicht und Gehör bestilnmt sind 
(Bild- und Schallträge!) am l.Juli 19821 in Kraft. 

I 

'I 

1. hinsichtlich des Art. III \§§ 5 und 8 die 
Bundesregierung, 

• 2. hinsichtlich des Art. 11 der Bundesminister 
für Untlerricht und Kunst und 

3~ im übrigen der Bundesminister für Justiz. 
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